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Gesetzgebung | Das ändert sich im Jahr 2024  

Für Arbeitnehmer 

Höherer Grundfreibetrag und Anhebung des Unterhaltshöchstbetrags  

Der Grundfreibetrag wird erhöht: Für 2024 wird gegenüber 2023 eine Anhebung um 696 € auf 11.604 
€ vorgenommen. Ein höherer Grundfreibetrag führt bei Arbeitnehmern grundsätzlich auch zu einer ge-
ringeren Lohnsteuer. Der Höchstbetrag für den steuerlichen Abzug von Unterhaltsleistungen, dessen 
Höhe an die des Grundfreibetrags angelehnt ist, wird ebenfalls angehoben. 

Höhere Freigrenze beim Solidaritätszuschlag 

Ab 2021 ist der Solidaritätszuschlag für rund 90 Prozent derjenigen, die Solidaritätszuschlag zur Lohn-
steuer oder veranlagten Einkommensteuer gezahlt haben, durch die Anhebung der bestehenden Frei-
grenze vollständig entfallen. Die ab dem Jahr 2021 auf 16.956 € bei Einzelveranlagung beziehungs-
weise 33.912 € bei Zusammenveranlagung angehobene Freigrenze wurde für das Jahr 2023 um 587 
€ auf 17.543 € beziehungsweise 35.086 € und wird ab dem Jahr 2024 um weitere 587 € auf 18.130 € 
beziehungsweise 36.260 € angehoben. Die Anhebung der Freigrenze führt auch zu einer Verschie-
bung der sog. Milderungszone, in der die Lohn-/Einkommensteuerpflichtigen entlastet werden, die den 
Solidaritätszuschlag noch teilweise zahlen. 

Höhere Einkommensgrenzen bei der Arbeitnehmer-Sparzulage, Verbesserungen bei der Mitar-
beiterkapitalbeteiligung  

Die Einkommensgrenzen bei der Arbeitnehmer-Sparzulage werden verdoppelt, nämlich auf 40.000 € 
für Ledige und auf 80.000 € für zusammen veranlagte Verheiratete bzw. Verpartnerte. Dies gilt für die 
Anlage der vermögenswirksamen Leistungen in Vermögensbeteiligungen (u.a. Investmentfonds) und 
für die wohnungswirtschaftliche Verwendung der vermögenswirksamen Leistungen (u.a. das Bauspa-
ren). 

Zudem werden die steuerlichen Rahmenbedingungen bei der Beteiligung von Mitarbeitern am Unter-
nehmen des Arbeitgebers erleichtert: Der Steuerfreibetrag steigt von derzeit 1.440 € auf 2.000 €. 

Für Eltern 

Mehr Geld für Kinder  

Die Freibeträge für Kinder (Kinderfreibetrag einschließlich des Freibetrags für den Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf des Kindes) werden für jedes Kind um 360 € auf 9.312 € erhöht. 
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Für die Wirtschaft 

Stromsteuer  

Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft, die zum Regelsteu-
ersatz versteuerten Strom für betriebliche Zwecke (ausgenommen die Elektromobilität), entnehmen, 
konnten bis Ende 2023 eine Stromsteuerentlastung in Höhe von 5,13 € je Megawattstunde (MWh) be-
antragen. Der Regelsteuersatz beträgt 20,50 € je MWh. Vom 1.1.2024 bis einschließlich 31.12.2025 
beträgt die Entlastung 20 € je MWh. 

Einführung der Wirtschafts-Identifikationsnummer  

Die Wirtschafts-Identifikationsnummer (W-IdNr.) wird ab Herbst 2024 vergeben werden. Damit wird 
jede wirtschaftlich tätige natürliche Person, jede juristische Person und jede Personenvereinigung je-
weils ein einheitliches und dauerhaftes Merkmal zum Zwecke der eindeutigen Identifizierung in Be-
steuerungsverfahren erhalten. Die Vergabe der W-IdNr. erfolgt aufgrund technischer und organisatori-
scher Anforderungen in Stufen. Sie setzt sich aus dem Kürzel "DE" und neun Ziffern zusammen. Er-
gänzt wird die W-IdNr. durch ein 5-stelliges Unterscheidungsmerkmal für einzelne Tätigkeiten, Be-
triebe oder Betriebsstätten (Beispiel für eine W-IdNr.: DE123456789-00001). 

Die Wirtschafts-Identifikationsnummer dient zugleich auch als bundeseinheitliche Wirtschaftsnummer 
nach dem Unternehmensbasisdatenregistergesetz. Das Unternehmensbasisdatenregister ist ein zent-
rales und ressortübergreifendes Vorhaben zur Verwaltungsdigitalisierung und -modernisierung. Ziel 
des Basisregisters ist es, Unternehmen von Berichtspflichten zu entlasten, indem Mehrfachmeldungen 
der Stammdaten an unterschiedliche Register vermieden werden ("Once-Only"-Prinzip). 

Steuervereinfachung 

Ermöglichung der Digitalisierung des Spendenverfahrens durch Anpassung des Zuwendungs-
empfängerregisters 

Das Zuwendungsempfängerregister beim BZSt ist ein technisch-organisatorisches Kernelement der 
Digitalisierung des Spendennachweisverfahrens. Das Register wird ab dem 1.1.2024 sukzessive mit 
den Daten der gemeinnützigen Vereine und Stiftungen, der Parteien und der Wählervereinigungen so-
wie der öffentlich-rechtlichen Körperschaften befüllt. In der Europäischen Union beziehungsweise im 
Europäischen Wirtschaftsraum tätige und vom BZSt als nach deutschem Gemeinnützigkeitsrecht als 
steuerbegünstigt anerkannte Organisationen werden ebenfalls aufgenommen. Erstmals wird das bun-
desweit in vielen Vereinen und Organisationen vorhandene ehrenamtliche Engagement zentral und 
öffentlich sichtbar gemacht. Registrierte Zuwendungsempfänger erhalten Zugang zum Zuwendungs-
nachweis über die amtlich vorgeschriebenen Vordrucke beziehungsweise die elektronische Spenden-
quittung. 

Quelle: BMF, Pressemitteilung v. 28.12.2023 (il)  

Sollte es Ihrerseits Rückfragen geben, stehen wir Ihnen sehr gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Bernadett Kirchberger 

Steuerberaterin 


